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Schriftliche Erklärung zu den Schwierigkeiten von Künstlern und Kulturveranstaltern 
aus Drittstaaten bei der Einreise nach Europa

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 116 seiner Geschäftsordnung,

A. in Anerkennung dessen, dass außereuropäischen Künstlern oder Kulturveranstaltern 
vermehrt Visa oder Einreisegenehmigungen nach Europa verweigert werden, obwohl sie 
im Besitz von Arbeitsverträgen oder offiziellen Einladungen europäischer Einrichtungen 
oder Vertragspartner sind,

B. mit der Feststellung, dass die Anwendung der Regelungen zur Zulassung oder Ablehnung 
von Künstlern aus Drittstaaten im Schengen-Raum willkürlich gehandhabt wird,

C. in Erwägung der Bewahrung der kulturellen Vielfalt, der Freizügigkeit der Künstler und 
ihrer Werke und der Solidarität der Europäischen Union mit Schwellenländern,

D. in der Erwägung, dass die Anwesenheit dieser künstlerischen Produktionen aus 
Drittstaaten nicht nur eine Stärkung der kulturellen Vielfalt, der Toleranz und des 
Kampfes gegen Fremdenfeindlichkeit ermöglicht, sondern auch die Förderung von 
Wirtschaft, Zusammenarbeit und Entwicklung bedeutet,

1. fordert die sofortige Beendigung der Verweigerung von Visa für ausländische Künstler 
und Kulturveranstalter mit Arbeitsverträgen oder offiziellen Einladungen aus der 
Europäischen Union,

2. fordert die sofortige Beendigung der Praxis der kollektiven oder teilweise kollektiven 
Zurückweisung von Orchestern, Kompanien, Ensembles, Gruppen oder 
Künstlerkollektiven mit der Begründung, dass eines der Mitglieder dieser Gruppen die 
Bedingungen für die Erteilung eines Schengen-Visums nicht erfüllt, was im Gegensatz zu 
rechtsstaatlichen Gepflogenheiten steht,

3. fordert die Mitgliedstaaten auf, integrierte und konzertierte Verfahren zur Entscheidung 
über diese Visumanträge zu vereinbaren,

4. fordert die Schaffung einer Berufungs- und Vermittlungsinstanz in der EU,

5. verlangt die Einrichtung einer Plattform zur internationalen Abstimmung im Verbund mit 
eigenen Reflexions-, Ausarbeitungs- und Planungsgremien, um im Rahmen des 
kulturellen und künstlerischen Austausches gemeinsame Regelungen festzulegen und die 
wirtschaftliche Entwicklung des Bereichs Kunst und Kultur zu stärken,

6. beauftragt seinen Präsidenten, diese Erklärung mit den Namen der Unterzeichner dem Rat, 
der Kommission und den Regierungen der Mitgliedstaaten zu übermitteln.


